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Liebe Mitkämpferinnen und Mitkämpfer!

Vor 3 Monaten haben in Frankfurt/M. über 220 Gäste aus Gewerkschaften, Personalräten, sozialen Bewegungen, Studierendenschaften an der bertelsmannkritischen Tagung "Das Schattenkabinett aus Gütersloh" teilgenommen. 

Diesen Kongress haben wir von der GEW mit organisiert – und es war nicht unser erster und wird nicht unser letzter sein, der sich mit der neoliberalen Krake Bertelsmann befasst!

Die Kongressteilnehmer/innen haben einen Aufruf verabschiedet, Bertelsmann die

Gemeinnützigkeit abzuerkennen. 

Parteistiftungen, Gewerkschaften und Hochschuleinrichtungen sollen die Zusammenarbeit mit der Bertelsmann-Stiftung beenden. 

Darüber hinaus haben sich die Kongressteilnehmer/innen mit dem Boykott des CHE-Rankings an der Alice Salomon Fachhochschule Berlin solidarisiert. Sie sehen darin eine Handlungsperspektive auch für andere Hochschulen. 

Der Bundesgewerkschaftstag von ver.di hat bereits Anfang Oktober 07 beschlossen, die Zusammenarbeit mit der Bertelsmann Stiftung auszusetzen, um zwischenzeitlich den massiven interessengeleiteten Einfluss von Bertelsmann zu klären.

Ver.di will verhindern, dass die Stiftung ihren politischen Einfluss nutzt, um den öffentlichen Dienst gezielt auf die ›feindliche Übernahme‹ durch private Unternehmen à la Arvato (der am stärksten expandierenden Tochtergesellschaft des Bertelsmann-Konzerns) vorzubereiten. 

Die GEW fordert schon seit längerem, den zunehmenden Einfluss privater Unternehmensinteressen über Stiftungen und Beraterfirmen auf die Bildungspolitik in Schule und Hochschule zu stoppen.

Auch wir wollen uns dafür einsetzen, dass der Bertelsmann Stiftung die Gemeinnützigkeit aberkannt und die Zusammenarbeit mit der Stiftung eingestellt wird.

Es ist aber nicht nur Bertelsmann. Seit Jahren mischen sich eine ganze Reihe von Stiftungen einseitig, aktiv und offensiv in die Bildungspolitik ein. Und werden dafür auch noch vom Staat durch Steuerverzicht belohnt!

Die Stiftung der deutschen Wirtschaft (d.h. der Arbeitgeberverbände) fördert materiell und ideologisch Lehramtsstudenten, um sie auf eine betriebswirtschaftliche statt pädagogische Führung der Schulen festzulegen.

Man könnte mit der Hertie- und anderen Stiftungen fortfahren und würde bei der Stiftungs-Universität landen.

Dass man Hörsäle nach Aldi oder wie in Mannheim nach dem Schmiermittelhersteller Petrolub benennt, ist noch gar nicht das Schlimmste.

Viel schlimmer sind die Stiftungslehrstühle wie z.B. der Randstad-Stiftung in Heidelberg, der - wen wundert es – sich die Erforschung der Leih- und Zeitarbeit zum Ziel gesetzt hat.

Man muss sich einmal überlegen, dass Vodafone dem Staat mehrere Hundert Millionen Euro entziehen wollte, indem sie die teuer gekauften Mannesmann-Anteile einfach niedriger in der Bilanz ansetzen wollten (in der Fachsprache heißt das „umstrittene Teilwertabschreibung“). 

Dann fehlt dem Staat das Geld für soziale Projekte. 

Und mit einem Bruchteil des dem Staat entzogenen Geldes fördert die Vodafone-Stiftung ein sogen. „Buddy-Projekt“, das soziales Lernen in der Schule unterstützen soll.

Und Vodafone lässt sich für seine soziale Tat noch feiern.

Hier stimmt doch etwas nicht mehr.

Hier wird doch alles auf den Kopf gestellt.

So etwas dürfen wir doch nicht zulassen!

Es ist immer das gleiche Muster:

Die Bildungshaushalte werden zunächst wie alle anderen heruntergefahren, um einen Rationalisierungsdruck zu erzeugen. 

An Schulverwaltungen, Schulleitungen und LehrerInnen werden scheinbar plausible Gründe für den Systemwechsel herangetragen, die zur Steigerung der Qualität angeblich alternativlos sein sollen. 

Ohne den Druck der Unterfinanzierung wäre es aber garnicht möglich, zunehmend private Finanzierung ins Spiel zu bringen und privaten Geldgebern einen Einfluss zu ermöglichen. Wie auch im Gesundheitswesen und in der Rentenfinanzierung wird auf eine Sockelfinanzierung hingearbeitet. Diese soll das Unternehmen Schule zwingen, die Finanzierungslücke mit Unterstützung von außerstaatlichen Geldgebern zu schließen. Damit gerät das Unternehmen Schule unter Druck: es muss sich auf dem Markt behaupten, eigene Stärken herausstellen und bewerben und selbstständig nach Möglichkeiten der Kostensenkung suchen. 

Wir haben dafür eine einfache Formel: der Staat macht sich arm.

Ein Beispiel:

Wir haben in FFM insgesamt 12.000 Schulkinder unter 15 Jahren aus Hartz IV-Familien stammen (etwa jedes vierte Kind diesen Alters in Frankfurt). Die Zahl der 15-18-jährigen SchülerInnen aus Hartz IV-Familien ist nicht bekannt. 

Alle diese Kinder haben neben den Kosten für ein Schulessen ein weiteres Problem: Schulkosten sind nicht im Regelsatz enthalten!

In Frankfurt ist es für die Stadtregierung aber finanziell nicht möglich, einen Schulfonds für Hartz-IV-Kinder einzurichten. Es ist für die schwarz-grüne Stadtregierung aber sehr wohl möglich, jährlich auf 60 bis 100 Millionen € zu verzichten, indem man den Gewerbesteuer-Hebesatz gesenkt hat.

Um den Umzug der Frankfurter Börse, die ja gegenwärtig durch milliardenschwere Fehlspekulationen glänzt,  nach Eschborn zu verhindern, überlegt diese Stadt-Regierung ernsthaft weiteren Steuerverzicht.
So etwas dürfen wir doch nicht zulassen!

Die fatalsten Weichenstellungen, um Bildung schrittweise von einem öffentlichen Gut zu einer auf dem Markt käuflichen  Ware zu machen, hat aber bisher Bertelsmann durchgesetzt. 

Die Mittel für ihre überaus umtriebigen Aktivitäten erhält die Stiftung durch den Status der Gemeinnützigkeit, der es ihr erlaubt, die Millionengewinne des Bertelsmann-Konzerns, dessen Eigentümerin die Stiftung zum überwiegenden Teil ist, der Steuer vorzuenthalten. 

Dabei dient die Arbeit der Bertelsmann-Stiftung sehr wohl auch den Profitinteressen des Bertelsmann-Konzerns samt der Dienstleistungstochter Arvato und der Erschließung neuer Märkte, z.B. bei der Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, auch von Bildung.

Die Stiftung legt "einen Schutzschild der Gemeinnützigkeit um den Konzern und möchte ihn damit der öffentlichen Kritik entziehen. 

In Wirklichkeit ist es so, dass 77 Prozent eines der weltgrößten Medien- und Dienstleistungskonzerne, die Bertelsmann AG, der Bertelsmann Stiftung gehören. Die Stiftung ist auf internationaler Ebene operativ tätig und bereitet dem Bertelsmann Konzern in vielfältigen wirtschaftlichen Bereichen das  Feld. 

Ihre Produktpalette reicht von der Kommunal-, der Innen- und Justiz-, Steuer- und Sozial-, Umwelt- und Bildungspolitik bis hin zur Propagierung einer offensiven Militärpolitik.

Die Stiftung engagiert sich für Verwaltungsabbau, Public Privat Partnership und die Privatisierung staatlicher Aufgaben.
Auf Hochschulseite sind es die Studiengebühren, die Ausgliederung der Universitäten aus der Landesverwaltung, die Stiftungslehrstühle usw., die – von Bertelsmann vorgedacht – von der hessischen Landesregierung schrittweise umgesetzt werden. 

In den Schulen ist es die Übertragung betriebswirtschaftlicher Methoden der Kostenminimierung, der Denkweise der Outputorientierung, der Kennziffern und der Zertifizierung, aber auch des Lehrerersatzes durch E-Learning, mit denen der Bertelsmann Konzern und seine Stiftung das Bildungswesen negativ transformieren.

Mit einer Individualisierung und letztlich Ellbogenmentalität soll der Solidaritätsgedanke verdrängt werden, der gegenwärtig wieder im Kommen ist.  

Viele Aktionen, Veranstaltungen und Veröffentlichungen haben inzwischen dazu beigetragen, dass Bertelsmann nicht mehr nur mit einem Buchclub oder mit RTL in Verbindung gebracht wird, sondern mit einem „hochgefährlichen Kraken“, wie Albrecht Müller die Stiftung nennt.

Es ist unser Verdienst, wenn am 08.11.2007 die ZEIT titelt:

„Einflussreich, erstarrt und angefeindet: Die Bertelsmann Stiftung steckt in der Krise.“

„Wer einen Felsen spalten wollte, bohrte im Altertum ein Loch hinein, trieb einen Holzpflock hinterher und wässerte denselben, bis er sich dehnte. Dann sprang der Felsen entzwei. Bis heute ist das unvergessen, das Prinzip wird sogar nachgeahmt – allen voran von der Bertelsmann Stiftung.

Mit rund 60 Millionen Euro im Jahr erstellt sie Ranglisten, lobt Preise aus, veröffentlicht Studien, organisiert Modellprojekte und lädt zu Kongressen ein. Ihre Mitarbeiter bohren Löcher und treiben Pflöcke in gewachsene Strukturen. Dann hoffen sie, dass ein Strom der politischen Reformbereitschaft über ihren Pflock fließt, der in den Strukturen steckt, bis er sie sprengt.“

Dies zu verhindern, dem eine Alternative entgegenzusetzen, ist unsere Aufgabe, ist eure Aufgabe an den Hochschulen.

Bertelsmann - das ist eine kleine radikale Minderheit – mit einem riesigen gesellschaftlichen Beschallungsapparat.

Der Soziologe Arno Klönne sieht darin einen Wandel im Politiksystem, der sich vom Inhalt her geradezu als Umsturz kennzeichnen lässt, weil er die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland als Richtwert des Regierungshandelns außer Kraft setzt. Ungeniert, so Klönne, formulierten heute Unternehmerverbände und Konzernchefs in aller Öffentlichkeit ihre Vorgaben für gesellschaftspolitische Entscheidungen der Regierung, während demokratische Institutionen sich in Servicestationen für großunternehmerische Expeditionen verwandelten und die politischen Entscheidungsträger als Gehilfen und Förderer der Wirtschaft figurierten.

„Weshalb eigentlich nehmen BDI und BDA zusammen mit der Bertelsmann Stiftung das Politikgeschäft nicht selbst in die Hand und ersparen dem Volk die Kosten von Wahlen, Parlamenten und Regierungen?“  so Klönne 2004.

Mit der Bertelsmann-Tochter Arvato, die in England bereits eine Kommune verwaltet, wird genau dies möglich, wenn wir es nicht verhindern.

In seinen „Fünf Einsprüchen gegen die technokratische Umsteuerung des Bildungswesens - DAS BILDUNGSWESEN IST KEIN WIRTSCHAFTS-BETRIEB!“ haben sich die unterzeichenden HochschullehrerInnen 2005 deshalb zu Wort gemeldet, „damit nicht der Eindruck entsteht, die wissenschaftlichen Beobachter des Bildungswesens hätten durchweg entweder selbst die gegenwärtig stattfindenden Prozesse mit vorangetrieben oder aber ihr Einverständnis durch Schweigen bekundet. 

Schweigen ist tödlich.

Mischen wir uns noch mehr in den öffentlichen Diskurs ein. 

Unsere Analyse muss scharf und zwingend und unsere Stimme muss unüberhörbar werden !!!
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